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Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung,
Wissenschaft, Forschung und Kultur
des Landes Schleswig-Holstein
Brunswiker Straße 16-22
24105 Kiel


Antrag auf Nutzungsüberlassung gemäß der Richtlinie zur Nutzungsüberlassung von mobilen digitalen Endgeräten an die bei den Ersatz- und Pflegeschulen beschäftigten Lehrkräfte in Schleswig-Holstein
Bekanntmachung des Ministeriums für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes Schleswig-Holstein (MBWFK) vom 22.06.2023


1. Antragsteller

a) Schulträger:
[bookmark: Text1]     

b) Bitte ankreuzen:
☐ Träger von Schule(n) in freier Trägerschaft oder Schulen der dänischen 
 Minderheit
☐ Träger von staatlich anerkannter Pflegeschule 
(Altenpflege-, Krankenpflege- oder Kinderkrankenpflegeschulen)

c) Anschrift Schulträger: 
[bookmark: Text2]     

c) Kontaktdaten für Rückfragen: 
(Name/ Tel./ E-Mail-Adresse)
[bookmark: Text3]     


2. Antragsgegenstand 
☐ Option Nr. 1 - „Komplettpaket“ (nur für Träger von Schule(n) in freier Trägerschaft und der dänischen Minderheit): 

Nutzungsüberlassung von folgenden Antragsgegenständen:
1. Endgeräte für Lehrkräfte 
2. ein Reservebestand an Endgeräten pro Schule, dessen Gewährung und Anzahl in das Ermessen des für Bildung zuständigen Ministeriums gestellt wird
3. Einbindung dieser Endgeräte in die zentrale Administrationsplattform des Landes
4. Für die Anzahl der Lehrkräfte gemäß Nr. 1
a) Nutzung Schulportal SH (ggf. inkl. angebundener Dienste) mit Zwei-Faktor-Authentifizierung 
b) Nutzung Supportstrukturen

☐ Option Nr. 2 – Einbindung von bereits vorhandenen Geräten des Schulträgers ins Landes-UEM (nur für Träger von Schule(n) in freier Trägerschaft und der dänischen Minderheit):

Hinweise: 
1. Beantragen Sie Option Nr. 2 nur, wenn Sie (zusätzliche) Endgeräte, dessen Eigentümer Sie als Schulträger sind, in die zentrale Administrationsplattform des Landes einhängen wollen. 
2. Für Endgeräte im Sinne von Option Nr. 1, die vom Land SH zur Nutzung überlassen werden, brauchen Sie die Einbindung in die zentrale Administrationsplattform nicht zusätzlich mit Option Nr. 2 beantragen. Diese ist in Option 1 inbegriffen.

Nutzungsüberlassung von folgenden Antragsgegenständen:
1. Einbindung von Endgeräten in die zentrale Administrationsplattform des Landes, die im Eigentum des Schulträgers stehen
2. Für die Anzahl der Lehrkräfte, die die Endgeräte gemäß Nr. 1 nutzen
a) Nutzung Schulportal SH (ggf. inkl. angebundener Dienste) mit Zwei-Faktor-Authentifizierung 
b) Nutzung Supportstrukturen mit Ausnahme für schulträgereigene Endgeräte

Hinweis: 
Für Träger von Schule/n in freier Trägerschaft und der dänischen Minderheit können Option Nr. 1 und Option Nr. 2 nebeneinander beantragt werden. Das ist der Fall, wenn Sie für einen Teil Ihrer Lehrkräfte landeseigene Endgeräte beantragen wollen und einen Teil Ihrer Lehrkräfte bereits mit eigenen Endgeräten ausgestattet haben und diese in die zentrale Administrationsplattform einbinden wollen. 

☐ Option Nr. 3 – Nutzungsüberlassung von Endgeräten (nur für Träger staatlich anerkannter Pflegeschulen): 

Nutzungsüberlassung von folgenden Antragsgegenständen:
1. Endgeräte für Lehrkräfte 
2. ein Reservebestand an Endgeräten pro Schule, dessen Gewährung und Anzahl in das Ermessen des für Bildung zuständigen Ministeriums gestellt wird


3. Anzahl Lehrkräfte

[bookmark: Text4]☐ Option Nr. 1 wird für insgesamt Anzahl Lehrkräfte beantragt.

Bitte die Anzahl der Lehrkräfte pro Schule in die nachfolgende Tabelle eintragen und ggf. weitere Tabellenzeilen einfügen:
	Name der Schule
	Anzahl der Lehrkräfte

	
	

	
	

	
	

	
	



Hinweis: 
Nur Lehrkräfte mit einer Unterrichtsgenehmigung und angezeigte Vertretungskräfte.

[bookmark: Text5]☐ Option Nr. 2 wird für Anzahl Lehrkräfte beantragt.

Bitte die Anzahl der Lehrkräfte pro Schule in die nachfolgende Tabelle eintragen und ggf. weitere Tabellenzeilen einfügen:
	Name der Schule
	Anzahl der Lehrkräfte

	
	

	
	

	
	

	
	



Hinweis: 
Nur Lehrkräfte mit einer Unterrichtsgenehmigung und angezeigte Vertretungskräfte.
[bookmark: Text6]☐ Option Nr. 3 wird für insgesamt Anzahl Lehrkräfte beantragt.

Bitte die Anzahl der Lehrkräfte pro Schule in die nachfolgende Tabelle eintragen und ggf. weitere Tabellenzeilen einfügen:
	Name der Schule
	Anzahl der Lehrkräfte

	
	

	
	

	
	

	
	



Hinweis: 
Nur Lehrkräfte, die hauptamtlich tätig sind.


4. Erklärungen
(bitte ankreuzen)
Hinweis:
Bitte geben Sie nur die Erklärungen für die Option ab, die Sie gemäß Nr. 2 dieses Antrags gewählt haben. 

☐ Option Nr. 1: 
Der Antragsteller erklärt, dass

1.1 die zur Nutzung überlassenen Endgeräte in die durch den DigitalPakt Schule förderfähige Infrastruktur in den jeweiligen Schulen integriert werden.
1.2 die ausschließliche Nutzung der Endgeräte durch Lehrkräfte für den Unterricht in der Schule oder für das Distanzlernen sowie zur allgemeinen Unterrichtsvor- und -nachbereitung durch eine schriftliche Zustimmung der Lehrkräfte sichergestellt wird.
1.3 etwaige Rechte nach § 986 Bürgerliches Gesetzbuch bei einem Herausgabeverlangen des Landes nicht geltend gemacht werden.
1.4 er im Falle von grob fahrlässigem oder vorsätzlichem Verlust oder Beschädigung eines Gerätes durch eine Lehrkraft dem Land den Schaden ersetzen wird.
1.5 pro Schule mindestens zwei Personen genannt werden, die für IQSH-Helpdeskanfragen aller Lehrkräfte dieser Schule, die Administration der Schulportal SH-Konten (z. B. Passwörter zurücksetzen) und die Mitverwaltung der zentralen Administrationsplattform des Landes (z. B. zwecks Installation weiterer Software) zuständig sind.


Hinweis:
Der Support für die Endgeräte, die zentrale Administrationsplattform und die damit verknüpften erforderlichen Landesdienste findet über das IQSH-Helpdesk (https://www.secure-lernnetz.de/helpdesk/) und mittels einer dortigen Anfrage (sog. Ticket) statt.

1.6 er mit dem Antrag eine ausgefüllte und unterschriebene Fassung der Anlage 4 der Richtlinie zur Nutzungsüberlassung von mobilen digitalen Endgeräten an die bei den Ersatz- und Pflegeschulen beschäftigten Lehrkräfte in Schleswig-Holstein übersendet.

☐ Option Nr. 2:
Der Antragsteller erklärt, dass

2.1 er einer ganzen oder teilweisen Zurücksetzung der Endgeräte zur Einbindung in die zentrale Administrationsplattform einwilligt.
Hinweis:
Es ist davon auszugehen, dass im Regelfall eine vollständige Zurücksetzung des Endgeräts erforderlich ist. Im Ausnahmefall kann geprüft werden, ob diese Zurücksetzung nur teilweise erfolgen muss. Eine Gewähr hierfür kann es vorab aufgrund der Vielzahl an möglichen Soft- und Hardwarekombinationen nicht geben.

2.2 die Endgeräte, deren Einbindung in die zentrale Administrationsplattform beantragt wird, in seinem Alleineigentum stehen.
2.3 die Endgeräte die Voraussetzungen gemäß 4.2 der Richtlinie zur Nutzungsüberlassung von mobilen digitalen Endgeräten an die bei den Ersatz- und Pflegeschulen beschäftigten Lehrkräfte in Schleswig-Holstein erfüllen.
Hinweis:
Bitte beachten Sie, dass die Endgeräte andernfalls nicht geeignet sind, um in die zentrale Administrationsplattform eingebunden zu werden und die Voraussetzungen sich wegen zukünftiger Betriebssystemaktualisierungen (bspw. auf Windows 11) ändern können.

2.4 sein Einverständnis für eine einheitliche Aktualisierung der Betriebssystemversion auf den eingebundenen Endgeräten über die zentrale Administration besteht. 
2.5 pro Schule mindestens zwei Personen genannt werden, die für IQSH-Helpdeskanfragen aller Lehrkräfte dieser Schule und die Mitverwaltung der zentralen Administrationsplattform des Landes (z. B. zwecks Installation weiterer Software) zuständig sind.
Hinweis:
Der Support für die zentrale Administrationsplattform und die damit verknüpften erforderlichen Landesdienste findet über das IQSH-Helpdesk (https://www.secure-lernnetz.de/helpdesk/) und mittels einer dortigen Anfrage (sog. Ticket) statt.

2.6 er mit dem Antrag eine ausgefüllte und unterschriebene Fassung der Anlage 4 der Richtlinie zur Nutzungsüberlassung von mobilen digitalen Endgeräten an die bei den Ersatz- und Pflegeschulen beschäftigten Lehrkräfte in Schleswig-Holstein übersendet.

☐ Option Nr. 3:
Der Antragsteller erklärt, dass

3.1 die zur Nutzung überlassenen Endgeräte in die durch den DigitalPakt Schule förderfähige Infrastruktur in den jeweiligen Schulen integriert werden.
3.2 die ausschließliche Nutzung der Endgeräte durch Lehrkräfte für den Unterricht in der Schule oder für das Distanzlernen sowie zur allgemeinen Unterrichtsvor- und -nachbereitung durch eine schriftliche Zustimmung der Lehrkräfte sichergestellt wird.
3.3 pro Schule mindestens zwei Personen genannt werden, die für IQSH-Helpdeskanfragen aller Lehrkräfte dieser Schule (z. B. Meldung defekter Geräte) zuständig sind.
3.4 etwaige Rechte nach § 986 Bürgerliches Gesetzbuch bei einem Herausgabeverlangen des Landes nicht geltend gemacht werden.

☐ Option Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 3:
Der Antragsteller erklärt, dass

4.1 die in diesem Antrag gemachten Angaben vollständig und richtig sind.
4.2 er damit einverstanden ist, dass die in diesem Antrag gemachten Angaben zum Zwecke der Antragsbearbeitung, Projektverwaltung und - betrieb vom für Bildung zuständigen Ministerium Schleswig-Holstein gespeichert und verarbeitet werden. Soweit andere Stellen wie z.B. das Institut für Qualitätsentwicklung an Schulen Schleswig-Holstein oder Dataport AöR beauftragt werden, werden die Daten dort gespeichert und verarbeitet sowie an das für Bildung zuständige Ministerium weitergeleitet.
4.3 ihm bekannt ist, dass er die Einwilligung zu einzelnen Bestimmungen verweigern bzw. zu einem späteren Zeitpunkt widerrufen kann, dies jedoch grundsätzlich zur Folge haben kann, dass die Antragsgegenstände nicht bewilligt werden, ein bereits erteilter Bescheid zurückgenommen und die Antragsgegenstände zurückgefordert werden können.
5. Ergänzende Hinweise zum Antrag
Weitere Informationen zu den Voraussetzungen und dem Umfang der Nutzungsüberlassung entnehmen Sie bitte der Richtlinie zur Nutzungsüberlassung von mobilen digitalen Endgeräten an die bei den Ersatz- und Pflegeschulen beschäftigten Lehrkräfte in Schleswig-Holstein. 
Stellen Sie vor einer Beantragung von Endgeräten sicher, dass es im schulischen Alltag und bei den Lehrkräften auch tatsächlich Nutzungsbedarfe und -bereitschaft gibt.

Beachten Sie, dass der Antrag für Option Nr. 1 und Nr. 3 dem für Bildung zuständigen Ministerium bis zum 31.10.2023 zugehen muss. Die Beantragung von Option Nr. 2 ist bis zum 31.03.2024 möglich. 
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6. Unterschrift Vertretungsberechtigte/r



[bookmark: Text8][bookmark: Text9]     						     
Ort, Datum					Unterschrift Vertretungsberechtigte/r
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						Name, Funktion





